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I.
– Streitfall –

Die Mieter M. sind seit dem Jahr
1980 Mieter einer in einem
Mehrfamilienhaus belegenen
Wohnung. Im Verlauf des Miet-

verhältnisses verkauft der sei-
nerzeitige Vermieter das ge-
samte Haus zunächst an seinen
Sohn S. Dieser teilt das Mehrfa-
milienhaus in Wohnungseigen-
tum auf und verkauft dann alle

Wohnungen im „Paket“ an K1.
Der K1 verkauft die nach wie vor
von den Mietern bewohnte
Wohnung dann einzeln an K2.
Die Mieter erhalten von dem
Kaufvertrag Kenntnis und wollen
ihr Vorkaufsrecht an der Woh-
nung bezogen auf den Kaufver-
trag zwischen K1 und K2 ausüben.

II.
– Rechtslage –

Nach § 577 BGB hat der Mieter
von Wohnraum ein Vorkaufs-
recht, wenn das von ihm be-
wohnte Wohnungseigentum
verkauft wird. Voraussetzung
ist, dass das Wohnungseigen-
tum erst nach der Überlassung
des Wohnraumes an den Mieter
begründet wurde.
Nach dem Wortlaut des Geset-
zes war in der Vergangenheit
nicht klar, ob das Vorkaufsrecht
nur bei dem ersten Verkaufsfall
besteht. Verschiedene Kom-
mentierungen (u.a. Palandt,
BGB, 65. Aufl., § 577 Rdn. 4) nah-
men an, das Vorkaufsrecht be-
stehe im Fall mehrfachen Ver-
kaufes für jeden Verkaufsfall.
Der Bundesgerichtshof hat hier
zunächst mit Urteil vom
29.03.2006 – VIII ZR 250/05 –
Klarheit dahin geschaffen, dass
das Vorkaufsrecht des Mieters

nur für den ersten Verkaufsfall
besteht. Zur Begründung wurde
angeführt, der Gesetzgeber ha-
be das Ziel verfolgt, der Gefahr
einer spekulativen Umwandlung
von Mietwohnungen entgegen-
zuwirken. Die Gefahr des Miss-
brauches von Spekulationsinter-
essen zu Lasten sozialer Schutz-
bedürfnisse des Mieters bestehe
aber vordringlich nur beim er-
sten Verkauf nach Aufteilung.
Mit Urteil vom 22.06.2007 – V
ZR 269/06 – hat der Bundesge-
richtshof diesen Grundsatz be-
stätigt. Zweitveräußerungen
können hiernach als frei von Vor-
kaufsrechten behandelt werden.
Nach Auffassung des Bundesge-
richtshofes soll der zweite Ver-
kauf etwa auch dann von Vor-
kaufsrechten des Mieters frei
sein, wenn der Erstverkauf durch
den Vermieter an einen Famili-
en- oder Haushaltsangehörigen
erfolgt ist und hierwegen nach §
577 Abs. 1 Satz 2 BGB kein Vor-
kaufsrecht des Mieters bestand.
Als erste Veräußerung, die das
Vorkaufsrecht verbraucht, soll
etwa auch die Verwertung im
Wege der Zwangsversteige-
rung ausreichend sein (BGHZ
167, 58, 61 ff.). Letzteres, obwohl
die Verwertung im Wege der
Zwangsversteigerung für den
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Mieter gar kein Vorkaufsrecht
ausgelöst hat, diesem aber all-
gemein natürlich die Abgabe ei-
gener Gebote ermöglicht hat.
Der Bundesgerichtshof hatte
sich in seiner Entscheidung vom
22.06.2007 auch mit der Frage
zu befassen, ob das Vorkaufs-
recht möglicherweise erhalten
geblieben ist, weil der Erstver-
kauf im „Paket“ keine Einzel-
kaufpreise für die Wohnungen
auswies und hierwegen für den
Mieter keine wirkliche Preissi-
cherheit bestanden habe. Der
Bundesgerichtshof ging aber da-
von aus, dass eine abweichende
Beurteilung nicht gerechtfertigt
sei. Erschwerende Vertragsge-
staltungen bei dem Erstverkauf
würden bei der Preisbildung im
Zweifel eine Beurteilung auch zu
Lasten des Vermieters zulassen.
Die Mieter hätten also zwingend
im Zeitpunkt des ersten Kaufge-
schäftes zugreifen müssen.

III.
– Vertragsgestaltung –

In Fällen der vorliegenden Art
ist zwingend eine auf den jewei-
ligen Sachverhalt zugeschnitte-
ne Vertragsgestaltung notwen-
dig. Es muss geklärt werden,
wann das Wohnungseigentum
begründet wurde und ob ein ob-
jektbezogen laufendes Mietver-
hältnis möglicherweise schon
vor der Aufteilung bestanden
hat. Das Vorkaufsrecht besteht
dann bejahendenfalls in allen
Fällen des Erstverkaufes.
Grundstücksrecht und Miet-
recht sind in diesen Fällen eng
verzahnt. Der Kaufvertrag muss
die Verpflichtung zur Mittei-
lung des Vorkaufsfalles an den
oder die Mieter vorsehen. Der
Verzicht des oder der Mieter auf
das Vorkaufsrecht oder der Ab-
lauf der Frist zur Ausübung des
Vorkaufsrechtes muss zwin-
gend Voraussetzung für die Fäl-
ligkeit des Kaufpreises aus dem
durchzuführenden Verkauf
sein. Aus nicht mitgeteilten
Verkaufsfällen kann der Vor-

kaufsberechtigte sonst über
Jahre hinaus noch zur Ausübung
berechtigt bleiben.
Das Vorkaufsrecht muss unter
Beachtung aller mietrechtlichen
Abgrenzungsfragen mitgeteilt
sein. Besteht eine Personen-
mehrheit auf Mieterseite, muss
die Mitteilung im Zweifel gegen-
über der Personenmehrheit er-
folgen. Die Frage nach dem Um-
fang der Mitteilungspflicht kann
dabei auf Streitfragen des Wohn-
raummietrechts treffen, wenn
z.B. im Rubrum des Mietvertra-
ges mehrere Mieter als Vertrags-
partner ausgewiesen sind, die
Unterzeichnung aber nur durch
eine der angegebenen Personen
erfolgt ist. Zweifel können auch
dann entstehen, wenn ursprüng-
lich mehrere Mieter Vertrags-
partner waren und fraglich ist, ob
ein Mieter durch schon länger-
zeitig zurückliegendes Verlassen
der Mietsache aus dem Vertrags-
verhältnis bereits schlüssig aus-
geschieden sein könnte. In Zwei-
felsfällen wird es richtig sein, die
Ausübungsfrist durch Mitteilung
des (möglichen) Vorkaufsfalles
unter Hinweis auf das jedenfalls
in Betracht kommende Recht zur
Ausübung mitzuteilen.

IV.
– Rücktrittsrecht –

Kommt ein Vorkaufsrecht des
oder der Mieter in Betracht, muss
der zwischen Verkäufer und Käu-
fer geschlossene Kaufvertrag für
den Verkäufer ein Rücktritts-
recht gegenüber dem Erstkäufer
vorsehen. Denn der Verkäufer
kann gegenüber dem Erstkäufer
nicht mehr erfüllen, sofern der
Mieter sein Vorkaufsrecht aus-
übt. Zur Ausübung von Vorkaufs-
rechten kommt es in der Praxis
selten. Trotzdem muss die Ver-
tragsgestaltung die Eventualität
dieser Störung beachten.

von: Dr. H.-P. Ensenbach, Rechtsan-
walt und Notar in der Kanzlei EN-
SENBACH Rechtsanwälte – Büro
Bremerhaven – Tel. 0471/94694-0,
www.ensenbach-rechtsanwaelte.de

Mitarbeiterwechsel bei Firma
Brune Immobilien
Zum Jahresende
verlässt die gelern-
te Rechtsanwalts-
und Notariatsfach-
angestellte Stefa-
nie Hinz das Un-
ternehmen. Seit
fast fünf Jahren war
die werdende Mut-
ter als zuverlässi-
ge Mitarbeiterin
bei Brune Immobi-
lien beschäftigt
und stand den Kol-
legen der Immobi-
lienbörse Bremer-
haven für Termin-
absprachen zur Sei-
te. Als Nachfolger
kommt in das Team
Herr Denis Razlaf. Als gelernter Kaufmann in der Grundstücks-
und Wohnungswirtschaft steht er den Kunden für alle anfallenden
Fragen rund um die Immobilie zur Verfügung. Sein Aufgaben-
bereich deckt die allgemeinen Tätigkeiten im Innendienst, die Be-
setzung der Telefonzentrale, die Terminverwaltung sowie die Ex-
poséerstellung ab.

Die Immobilienbörse freut sich auf eine langjährige gute Zu-
sammenarbeit mit Herrn Razlaf und wünscht Frau Hinz für die wei-
tere Zukunft alles Gute.
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